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Nach einem Bericht von Friedrich Reinhardt (FNP) droht die ABG
einem Mieter wegen Lebensmittelspenden

Ein Bericht in der Frankfurter Neuen Presse (Montag, 11. August 2025, Seite 33, online
nicht verfügbar) erzählt eine kleine Geschichte, die alles über den Zustand der Stadt verrät.
Die ABG Frankfurt Holding, seit Jahrzehnten die kommunale Machtmaschine am
Wohnungsmarkt, droht einem Rentner mit Abmahnung – weil er Lebensmittelspenden
organisiert.

Fritz Höper, 70+, eigensinnig, manchmal laut, aber schlicht von Solidarität getragen,
koordiniert die Verteilung von überschüssigem Essen, berichtet Reinhardt in der FNP. Er
rettet, was sonst im Müll landen würde, und bringt es dorthin, wo die Not am größten ist: in
ein Hochhaus voller älterer Menschen mit kleiner Rente. Aus Sicht der Nachbarschaft ist
das praktizierte Mitmenschlichkeit. Aus Sicht der ABG offenbar Ordnungs-widrig.

Denn die Gesellschaft wirft ihm vor, so Reinhardt, mit den Essensspenden „Ratten“
anzulocken – und droht: Kosten für Schädlingsbekämpfung, Abmahnung, am Ende vielleicht
Kündigung. Das alles in der Sprache einer Verwaltung, die sich nicht mehr für Menschen
interessiert, sondern nur noch für Aktenzeichen.

Was hier sichtbar wird, ist mehr als ein Nachbarschaftsstreit. Es tritt der verhunzte
Charakter eines entmentschlichten Gemeinwohl-Unternehmens zu Tage, entstellt durch das
Wirken der instrumentellen Vernunft: Wo Menschen füreinander sorgen, sieht die ABG nur
Risiko und Störung. Gemeinwohlverpflichtung? Olle Kamellen, wir sind profitorientiert,
und Profit ist geiler noch als Geiz.

Das System Junker ist das Problem

Dass die ABG so reagiert, ist kein Zufall. Über dreißig Jahre regiert ihr Geschäftsführer
Frank Junker wie ein Patriarch. In dieser Zeit ist ein Klima entstanden, in dem alle Angst
haben vor dem allmächtigen Paten – Mitarbeiter, Aufsichtsräte, ja selbst die Stadtpolitik.
Die Folge: Lähmung. Niemand wagt, das Offensichtliche zu tun – nämlich Engagement zu
unterstützen, statt es zu bestrafen.

Die Politik kennt dieses Muster nur zu gut. Auch dort lähmt die Angst vor Machtverlust
die Bereitschaft, menschlich und mutig zu handeln. Am Ende bleiben Menschen wie Höper
allein zurück – bedroht von Briefköpfen, geschützt nur durch die spontane Solidarität ihrer
Nachbarn.
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So wird aus einer Episode über Essensspenden ein Spiegel der Stadt: Ein Konzern im Besitz
der Allgemeinheit, unfähig, Gemeinwohl zu leben. Eine Politik, die sich in Schweigen hüllt.
Und eine Nachbarschaft, die zeigt, dass Menschlichkeit noch existiert – nur eben nicht dort,
wo sie hingehörte.

Es ist höchste Zeit, dass die Stadtregierung diese Lähmung überwindet. Sie muss die ABG
wieder an ihren eigenen Gesellschaftszweck erinnern – die sichere und sozial
verantwortbare Wohnungsversorgung – und das System Junker beenden. Alles
andere hieße, die Entmenschlichung weiter zu dulden.


